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A. Problem 

Der Antrag richtet sich auf die Auswirkungen der Truppenredu-
zierung und Standortverkleinerung oder -auflösung auf Wirtschaft, 

Beschäftigung und Infrastruktur der jeweiligen Standorte sowie 

der umliegenden Regionen. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, auf der Grundlage der 
vorgelegten Stationierungsplanung die Maßnahmen aufzuzeigen, 

die getroffen wurden, um die Folgen der Abrüstung für die 
Soldaten, Zivilbeschäftigten sowie für die betroffenen Kommunen 
und Regionen sozial und strukturverträglich zu gestalten. 

B. Lösung 

Ablehnung des Antrages — Drucksache 12/882 —. 

Fortführung der bereits durch die Bundesregierung eingeleiteten 
Maßnahmen, insbesondere Einhaltung der zwischen Bund und 
Ländern erreichten Einigung beim Steueränderungsgesetz 1992. 

Mehrheitsentscheidung 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 12/882 — abzulehnen. 

Bonn, den 6. Mai 1992 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Friedhelm Ost 

Vorsitzender 

Elke Wülfing 

Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Elke Wülfing 

Der Antrag — Drucksache 12/882 — wurde in der 
41. Sitzung des Deutschen Bundestages am 19. Sep-
tember 1991 dem Ausschuß für Wirtschaft federfüh-
rend und dem Auswärtigen Ausschuß, dem Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung, dem Verteidigungsaus-
schuß, dem Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau, dem Ausschuß für Fremdenverkehr 
und dem Haushaltsausschuß zur Mitberatung über-
wiesen. 

Der mitberatende Auswärtige Ausschuß hat in seiner 
Sitzung am 4. Dezember 1991 den Antrag beraten und 
dem federführenden Ausschuß für Wirtschaft mit den 
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und der F.D.P. 
gegen die Stimmen der Fraktion der SPD, der Vertre-
ter der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 
Gruppe der PDS/Linke Liste empfohlen, den Antrag 
abzulehnen. 

Der mitberatende Ausschuß für Arbeit und Sozialord-
nung hat den Antrag in seiner 33. Sitzung am 4. De-
zember 1991 beraten und mit den Stimmen der 
Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und der 
F.D.P. gegen die Stimmen der Mitglieder der Fraktion 
der SPD bei Enthaltung eines Mitglieds der Fraktion 
der CDU/CSU und Abwesenheit der Mitglieder der 
Gruppe der PDS/Linke Liste und der Gruppe BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Der mitberatende Verteidigungsausschuß hat den 
Antrag in seiner Sitzung am 16. Oktober 1991 beraten 
und dem federführenden Ausschuß empfohlen, den 
Antrag abzulehnen. 

Der mitberatende Ausschuß für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau hat den Antrag in seiner 23. Sit-
zung am 4. Dezember 1991 beraten und mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen 
der Fraktion der SPD und der Gruppe der PDS/Linke 
Liste beschlossen, die Ablehnung des Antrages zu 
empfehlen. 

Der mitberatende Ausschuß für Fremdenverkehr hat 
den Antrag in seiner Sitzung am 4. Dezember 1991 
beraten. Er schlägt mit den Stimmen der Mitglieder 
der Fraktionen der CDU/CSU und der F.D.P. gegen 
die Stimmen der Mitglieder der Fraktion der SPD und 
des Mitglieds der Gruppe der PDS/Linke Liste vor, 
dem Deutschen Bundestag die Ablehnung des Antra-
ges zu empfehlen. 

II. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Antrag in seiner 
28. Sitzung am 6. Mai 1992 ausführlich beraten. 

Die Koalitionsfraktionen wiesen im Laufe der Bera

-

tungen darauf hin, daß der Antrag vom 1. Juli 1991 

datiere und daher in vielen Aspekten bereits überholt 
sei. Denn die Bundesregierung habe zwischenzeitlich 
gehandelt und ein Bündel von Maßnahmen eingelei-
tet. Zum Thema der wirtschaftspolitischen Begleitung 
der Abrüstungsfolgen sei zwischen Bund und Ländern 
lange verhandelt worden. Hierbei habe ein Sonder-
programm im Rahmen der bestehenden Instrumenta-
rien (Gemeinschaftsaufgabe Regionale Wirtschafts-
struktur und Städtebauförderung) zur Diskussion 
gestanden, wie auch von seiten der Bundesländer, die 
Erweiterung des Strukturhilfeprogramms bei freier 
Entscheidung der Länder über die Verwendung der 
Finanzmittel. Im Rahmen dieser Verhandlungen habe 
es keine Annäherung der Standpunkte gegeben. Erst 
mit den Verhandlungen zum Steueränderungsgesetz 
1992 sei eine Einigung zwischen Bund und Ländern 
erfolgt; die verhandelnden Pa rtner hätten sich darauf 
geeinigt, daß eine regional- und wirtschaftspolitische 
Begleitung des Abrüstungsprozesses von den Län-
dern selbst vorgenommen werden könne, weil der 
Mehrwertsteueranteil für die Bundesländer von 
35 vom Hundert auf 37 vom Hundert heraufgesetzt 
worden sei. Mit dieser Zuführung von Finanzmitteln 
in Milliardenhöhe gehe einher, daß die regional- und 
wirtschaftspolitische Begleitung der Folgen von Abrü-
stung und Truppenreduzierung bei den Bundeslän-
dern liege. 

Seitens des Bundesministeriums der Finanzen sei 
auch eine verbilligte Abgabe von Liegenschaften 
angeboten worden. Ungeachtet der bereits ergriffe-
nen Maßnahmen habe der Ausschuß für Wirtschaft 
darüber hinaus einige Petiten, die das Bundesministe-
rium für Wirtschaft mit dem Bundesministerium der 
Finanzen verhandeln möge, und zwar 

1. die Vergabe von Liegenschaften in Erbpacht vor-
zusehen. Das sei wichtig in den neuen Bundeslän-
dern, gerade dort, wo nicht gekauft werden könne. 
Es sollte eine verbilligte Erbpacht vorgesehen 
werden. 

2. Im Bundesministerium der Finanzen solle in die-
sem Zusammenhang auch überlegt werden, ob bei 
der Abgabe bundeseigener Liegenschaften nicht 
die Einschaltung von privaten Verwertungsgesell-
schaften vorgesehen werden solle. Denn es müsse 
auch in diesem Bereich dafür gesorgt werden, daß 
Grundstücke schnellstmöglichst verwendet und 
verkauft werden. Wenn das Bundesvermögensamt 
hierbei nicht so rasch nachkommen könne, könnte 
es sich privater Verwertungsgesellschaften bedie-
nen. 

3. Umweltpolitiker hätten Hinweise darauf gegeben, 
daß bisher militärisch genutzte Liegenschaften auf 
dem Gebiete der DDR durch Altlasten beschwert 
seien. Es frage sich daher, ob, wie vom Bundesmi-
nisterium der Finanzen vorgesehen, tatsächlich die 
Altlastensanierung nur bis zur Höhe des Kaufprei- 
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ses erstattet werden sollte. In Einzelfällen müßte 
hierüber sicher noch einmal nachgedacht und 
andere Wege überlegt werden. 

4. Des weiteren sei die Situation der Soldaten bzw. 
der zivilen Angestellten von Bedeutung. Hier sei 
sehr rasch gehandelt worden, eben durch das 
Personalstärkegesetz und das Bundeswehrbeam-
ten-Anpassungsgesetz sowie durch gute tarifver-
tragliche Vereinbarungen. Die Maßnahmen der 
Bundesregierung seien zu begrüßen. 

Die antragstellende Fraktion der SPD erklärte im 
Laufe der Beratungen, daß sie lediglich die Num

-

mern 2 und 3 des vorliegenden Antrages zur Abstim

-

mung stellen wolle, weil diese unverändert blieben. 
Mit Rücksicht auf den bereits von den Koalitionsfrak-
tionen dargelegten Kompromiß zwischen Bund und 
Ländern seien Teile dieses Antrages durchaus verän-
dert. Der Abschnitt unter Nummer 3.3 solle gestrichen 
werden. In dieser veränderten Fassung werde der 
Antrag zur Abstimmung gestellt. 

Der Ausschuß beschließt mehrheitlich, den Antrag der 
Fraktion der SPD — Drucksache 12/882 — in der von 
der antragstellenden Fraktion dargelegten geänder-
ten Fassung abzulehnen. 

Der unveränderte Antrag — Drucksache 12/882 — 
wird ebenfalls mehrheitlich abgelehnt. 

Bonn, den 6. Mai 1992 

Elke Wülfing 

Berichterstatte rin 








